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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales -

  
Tagesordnung I Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 05. September 2007

Vorlagen-Nr. 07-F-25-0082

Hartz IV Beirat
-Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 28.08.2007-

Der Ausschuss möge beschließen:

Da sich die Stadt Wiesbaden im Zug der Einführung von Hartz IV entschieden hat 
Optionskommune zu werden, steht ihr ein breites Instrumentarium zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit zur Verfügung. Unter anderem wurde im Januar 2006 der Beirat „Aktive lokale 
Beschäftigungsförderung –Umsetzung SGB II“ gegründet.

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:
 Wann, wie oft und in welcher Zusammensetzung sich der Beirat im Jahr 2006 getroffen hat
 Welche Themenbereiche jeweils und mit welchem Ergebnis beraten wurden und wie die 

Ergebnisse umgesetzt wurden.

Der Magistrat wird weiterhin gebeten darzulegen, wie die Arbeit des Beirats verbessert werden 
kann, damit alle lokalen Akteure aus dem Bereich Qualifizierung und Arbeitsvermittlung 
einbezogen und die Schnittmengen ihrer Arbeitsaufgaben zielgerichteter und aufeinander 
abgestimmt werden können.

Beschluss Nr. 0154

Der Antrag wird angenommen.

Der Magistrat wird gebeten, die Anregungen aus der heutigen Ausschusssitzung in dem 
angeforderten Bericht zu berücksichtigen.
 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .09.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Diers
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .09.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .09.2007
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung Dr. Müller

Oberbürgermeister
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